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Margarethenstich schafft die Hürde
Antrag von SVP auf Rückweisung abgeschmettert – VPOD ist unzufrieden

Von Franziska Laur

Basel. Die Tramverbindung Marga-
rethenstich war an der gestrigen Gross-
ratssitzung das Traktandum, das am
meisten zu reden gab. Joël Thüring
(SVP) stellte gleich zu Beginn einen
Rückweisungsantrag. Zuerst solle der
Kanton Baselland entscheiden, bevor
sich der Basler Grosse Rat zu der neuen
Tramlinie zu viele Gedanken mache.
Heiner Vischer (LDP), stellvertretender
Präsident der Umwelt-, Verkehrs- und
Energiekommission (UVEK), riet jedoch
dringend von einer Rückweisung ab.
Wenn Baselland Nein zum Geschäft
sage, so würde es sowieso gekippt. Der
Antrag wurde denn auch mit 71 zu 11
abgelehnt.

Vischer sagte auch, eine Umfrage
der BLT habe ergeben, dass es ein gros-
ser Wunsch der Baselbieter sei, vom Lei-
mental mit dem Tram direkt zum Bahn-
hof fahren zu können. Natürlich gebe es
einige Knackpunkte, so etwa, wenn der
17er in Binningen die Baslerstrasse
überqueren müsse, um in den Marga-
rethenstich einzubiegen. Dies könne
man jedoch lösen. Gut sei auch, dass
das Baselbiet sich anerboten habe, nicht

nur die Hälfte, sondern zwei Drittel an
die Kosten von 11,2 Millionen Franken
zu bezahlen.

Baudirektor Hans-Peter Wessels hieb
in dieselbe Kerbe. Das Leimental sei das
einzige grössere Tal bei Basel, in das
keine S-Bahn fahre. Der Margarethen-
stich bedeute eine deutlich attraktivere
Anbindung an die Stadt. Wessels sprach
auch von der Margarethenbrücke, die
den SBB gehört und die neu eine
Zugangstreppe auf alle Perrons haben
soll. «Da würde es sich allenfalls lohnen,
die Tramstation mitten auf die Brücke
zu verlegen.»

Basler haben keinen Nutzen
Joël Thüring war jedoch im Namen

der SVP gar nicht begeistert vom Projekt
Margarethenstich. «Ich sehe keinen Nut-
zen für Basel, wenn die Leimentaler vier
Minuten schneller in der Stadt sind»,
sagte er. Man müsse sich auch grund-
sätzlich fragen, ob die Basler den Basel-
bietern immer alles leichter machen
müssen. «Sie haben tiefere Steuern und
Krankenkassenprämien. Der Nachteil ist
halt, dass man länger in die Stadt hat.
Helmut Hersberger sagte im Namen der
FDP jedoch mahnend: «Wir sind in

einem Boot mit Baselland und müssen
die Region entwickeln. Dies gelingt nur,
wenn man nicht immer das Haar in der
Suppe sucht.»

Grünes Bündnis nicht begeistert
Speziell an dieser Situation ist auch,

dass ausgerechnet der grüne Grossrat
Michael Wüthrich, ehemaliger BVB-
Verwaltungsrat und Präsident der

UVEK, gegen die Vorlage ist. Ihn stört,
dass lediglich BLT-Trams und keine
BVB-Fahrzeuge über die neuen Geleise
fahren sollen. Dies heisse auch, dass
jährlich zwei bis drei Millionen Franken
an die BLT gehen, die eigentlich an die
BVB gehen müssten.

Das Grüne Bündnis hatte daher den
Antrag gestellt, einen Mischbetrieb
anzustreben. Der reale Fahrleistungs-
ausgleich solle durch einen gemischten
Betrieb erreicht werden. Auf allgemeine

Heiterkeit stiess Wüthrich, als er
erklärte, dass er ja ungern den Regie-
rungsrat kritisiere, besonders wenn es
sich um Wessels handle. Dieses Betriebs-
konzept sei nun jedoch gänzlich falsch.
Zum Schluss wurde der Änderungsan-
trag mit 60 Nein zu 22 Ja bei acht Ent-
haltungen abgelehnt.

Der Grosse Rat bewilligte schliess-
lich den Kredit für das Projekt mit 62 Ja
zu 18 Nein bei neun Enthaltungen. Kon-
kret sind dies 11,2 Millionen Franken,
die Basel-Stadt an das Vorhaben bezah-
len muss. Baselland übernimmt, sofern
der Landrat im Herbst zustimmt,
15,9 Millionen Franken.

Der VPOD äusserte sich in einer Stel-
lungnahme unzufrieden. Der Grosse
Rat habe ein Projekt bewilligt, das bei
Kosten von insgesamt 21 Millionen
Franken eine neue Direktverbindung
aus dem Leimental über den Haupt-
bahnhof zur Messe eröffne, schrieb die
Gewerkschaft. Diese werde jedoch nur
mit altem Trammaterial befahren und
das erst noch ausschliesslich durch die
BLT. Der Grosse Rat habe sich über den
Tisch ziehen lassen und es verpasst, der
neuen Durchmesserlinie das Format zu
geben, das sie eigentlich verdiene.

Baudepartement kann Parkuhren
für Roller und Töffs einkaufen
Parlament stimmt einem Zusatzkredit in der Höhe von 290000 Franken zu

Von Martin Regenass

Basel. «Parkgebühren für Roller sind
ein Unsinn und ein Griff in die Tasche
des Bürgers», sagte FDP-Sprecher Luca
Urgese während der Debatte zur Erhö-
hung des Rahmenkredits für die
Parkraumbewirtschaftung um 290 000
Franken. Dieser Betrag ist notwendig,
um genügend Parkuhren bereitzustel-
len, damit Gebühren bei Motorrädern
und Rollern auf dafür vorgesehenen
Parkfeldern in der Kernzone und um
den Bahnhof herum eingezogen wer-
den können. Zwar hat der Grosse Rat im
September 2011 knapp 1,6 Millionen
Franken für die Umsetzung der
Parkraumbewirtschaftung gesprochen.
Dieser Betrag reichte aber wegen einer
Fehlplanung im Bau- und Verkehrsde-
partement nicht aus.

Urgese konnte die Linken im Rat mit
seinen Argumenten genauso wenig
überzeugen, wie andere Sprecher bür-
gerlicher Parteien und so stimmten die
Parlamentarier schliesslich mit 48 zu 37
Stimmen bei einer Enthaltung der Kre-
diterhöhung zu.

Heiner Vischer von der LDP nannte
die Fehlplanung des Verkehrsdeparte-
ments «peinlich». Er kritisierte aber

auch andere Punkte an dieser Parkge-
bühr für Roller und Motorräder, die für
ihn wenig Sinn machten. «Es gibt
beispielsweise keine Parkvignette für
Pendler, die von ausserhalb nach Basel
kommen um zu arbeiten», sagte
Vischer. Eine solche sei unbedingt not-
wendig, wie auch Anwohner mit einem
Roller oder Töff sie für 50 Franken
erwerben können. Die LDP-Fraktion
stimme auch aus diesem Grund dem
Anliegen nicht zu.

Initiative wird lanciert
Alexander Gröflin von der SVP

nannte die Parkgebühren für Roller
einen «regulatorischen Unsinn». «Die
Bevölkerung möchte diese Gebühr wohl
gar nicht.» Die Stadt hätte weder ein
Rollerboom, der eine Gebühr unbedingt
rechtfertige, noch fühlten sich die Velo-
fahrer gestört, weil sie nicht parkieren
könnten. «Die haben ja ihre Velostän-
der», sagte Gröflin.

Anderer Meinung war da natur-
gemäss Eveline Rommerskirchen vom
Grünen Bündnis. «Der Parkraum in der
Stadt ist ein knappes Gut», sagte sie. Die
Gebühren für Roller und Motorräder
führten daher auch zu einem besseren
Umgang mit Kraftfahrzeugen. «Das

wiederum bringt eine höhere Qualität
bezüglich Wohn- und Lebensraum und
macht die Stadt attraktiver», sagte
Rommerskirchen. Zudem gehörten
Motorräder und Roller nicht zum Lang-
samverkehr, der gefördert werden solle.
Daher sei das Verlangen von Park-
gebühren folgerichtig.

SP-Sprecherin Dominique König
sagte ganz grundsätzlich, dass das Parla-
ment den Gebühren für Roller und Töffs
in der Innenstadt und am Bahnhof
bereits mehrere Male zugestimmt hätte.
«Dagegen hat niemand Rekurs einge-
reicht. Wir stimmen heute über eine
Erhöhung des Rahmenkredits ab und
nicht über den Grundsatz der Gebühr»,
sagte König. Zudem seien Roller mit Ver-
brennungsmotoren wesentlich umwelt-
belastender als Autos.

SP-Regierungsrat Hans-Peter Wes-
sels, der das Geschäft seitens der Regie-
rung vertrat, sagte, dass nun das Park-
regime «rasch umgesetzt» würde. Die
Junge CVP Basel-Stadt will das aller-
dings noch verhindern und wird nun
laut ihres Präsidenten Patrick Huber
eine Volksinitiative gegen diese Park-
gebühren lancieren. Huber: «Diese
Gebühren werden vor allem junge Men-
schen treffen.»

Raum für Junge
auf Erlenmatt
Trendsporthalle wird für
20,5 Millionen Franken gebaut

Basel. Jugendliche erhalten im Zuge
der Entwicklung des Erlenmattareals
eine Trendsporthalle sowie ein Infra-
strukturgebäude. Dieser Ort für Spiel,
Sport und Aufenthalt unter dem Namen
Stadtterminal soll angrenzend am Rie-
henring zu stehen kommen und bis zu
den Neubauten der Erlenmatt reichen.
Gleich dahinter taucht die Nord-
tangente mit ihrem markanten Kamin
auf. Das Geschäft mit Kosten über rund
20,5 Millionen Franken war einzig bei
der SVP umstritten. «Es handelt sich
nicht um einen einmaligen Betrag, son-
dern es werden jährlich zusätzlich eine
halbe Million Franken an Unterhalts-
kosten folgen», sagte Fraktionssprecher
Patrick Hafner. Ein Antrag, das Geschäft
an den Regierungsrat zurückzuweisen,
lehnte der Grosse Rat aber klar ab.

Mirjam Ballmer vom Grünen Bünd-
nis, die an der Ausarbeitung des Projekts
beteiligt war, sagte: «Wir haben mit
dem Stadtterminal die Möglichkeit,
dem Kleinbasel ein neues Gesicht zu
geben. Die Jugend braucht mehr Platz,
wo sie sich entfalten kann.»

Der Grosse Rat stimmte dem
gemeinsamen Geschäft des Bau- und
Verkehrsdepartements sowie dem Erzie-
hungsdepartement schliesslich mit 84
zu zwei Stimmen zu. mar

Frauen geben
den Takt an
Das Parlament wählt
ein weibliches Präsidium

Von Markus Vogt

Basel. Das ist eine Premiere im Kanton
Basel-Stadt: Erstmals wird der Grosse
Rat im nächsten Amtsjahr von zwei
Frauen geführt. Die 51-jährige Musik-
lehrerin Elisabeth Ackermann (Grünes
Bündnis), die bisherige Statthalterin,
wurde zur neuen Grossratspräsidentin
gewählt, und die 56-jährige Musikpäd-
agogin Dominique König (SP, 56) zur
neuen Statthalterin. Sie treten ihr neues
Amt am 1. Februar an.

Elisabeth Ackermann (siehe Porträt
in der gestrigen BaZ) erhielt von 89 gül-
tigen Stimmen deren 79, zehn Wahlzet-
tel waren leer geblieben – ein schönes
Resultat für die grüne Politikerin, die im
laufenden Amtsjahr als Statthalterin
des Freisinnigen Präsidenten Christian
Egeler wirkte. Bei der Wahl ihrer Stell-
vertreterin konnte die Sozialdemokra-
tin Dominique König 67 von 92 gültigen
Stimmen auf sich vereinigen; das abso-
lute Mehr lag bei 47. Zwei Stimmen ent-
fielen auf Vereinzelte, 23 Wahlzettel
blieben leer.

Subvention
für Selbsthilfe
Parlament sagt einstimmig Ja

Basel. Das Zentrum Selbsthilfe erhält
für die Jahre 2015 bis 2018 wiederum
Staatsbeiträge, und zwar etwas mehr
als bisher. Pro Jahr bewilligte der Rat
321400 Franken, bisher betrug die Sub-
vention 300 000 Franken jährlich. Der
Verein, der das Zentrum trägt, besteht
seit 33 Jahren, der Kanton Basel-Stadt
unterstützt die Institution seit 25 Jah-
ren, und auch Baselland steuert jährlich
100000 Franken bei.

Beatriz Greuter (SP), Präsidentin
der Gesundheits- und Sozialkommis-
sion, bezeichnete das Zentrum als her-
vorragende Dienstleistung und Platt-
form für Selbsthilfegruppen; über 170
Selbsthilfegruppen werden betreut.
Regierungsrat Lukas Engelberger hielt
fest, das Zentrum sei sehr wichtig für
die Stabilisierung und Integration von
Menschen, die beispielsweise einen
Spitalaufenthalt hinter sich haben. Das
Zentrum werde nicht in Schwierigkei-
ten geraten, weil für 2015 noch kein
Kantonsbudget vorliege, fügte Engel-
berger an. Denn die bisherige Subven-
tion könne man nach dem Grundsatz
«Treu und Glauben» ausrichten. mv

Nachrichten

Mit Kultur in das neue
Amtsjahr gestartet

Basel. Der Opernchor des Theater
Basel eröffnete das Amtsjahr: Unter
der Leitung von Henryk Polus erfreu
ten die gut dreissig Sängerinnen und
Sänger das Parlament mit drei Kost
proben aus ihrem Repertoire. Dar
geboten wurden aus Giuseppe Verdis
Otello «Fuoco di gioia», dann, ebenfalls
von Verdi, aus Nabucco «Va, pen
siero», manchen vielleicht besser
bekannt als «Gefangenenchor», und
schliesslich aus Gaetano Donizettis 
Don Pasquale «Che interminabile 
andririvieni!» (oder «Dienerchor»).
Grossratspräsident Christian Egeler
stellte fest, dass die Akustik des Hau
ses gar nicht so schlecht ist. Der
Opernchor erntete herzlichen Applaus.

Neues Budget
Anfang Februar
Regierung will rasch handeln

Von Markus Vogt

Basel. Das im Dezember an den Regie-
rungsrat zurückgewiesene Budget 2015
gab zu reden, weil dazu gleich drei
Interpellationen eingegangen waren.
Auf diejenige von David Jenny (FDP)
erklärte Finanzdirektorin Eva Herzog,
dass sich die Regierung Mitte Dezember
mit den möglichen Folgen einer Rück-
weisung auseinandergesetzt habe.
Externe Rechtsgutachten seien keine
eingeholt worden. Ob weiterhin Aus-
gaben getätigt werden können? Grund-
sätzlich unbestritten sei dies bei überge-
ordnetem Recht und Verträgen, die ein-
gehalten werden müssen. Ebenfalls,
wenn es um Treu und Glauben geht,
und wenn der Kanton finanziellen Scha-
den nehmen könnte. Was hingegen
nicht zwingend sofort an die Hand
genommen werden muss, muss ver-
schoben werden; dies betrifft auch Neu-
anstellungen.

Im Übrigen wolle der Regierungsrat,
wann immer möglich, am 13. Januar
das überarbeitete Budget beschliessen
und, wenn die Finanzkommission zur
raschen Begutachtung Hand biete, dem
Grossen Rat bereits in der Sitzung vom
4. Februar unterbreiten.

Zur Interpellation von Ruedi Rech-
steiner (SP) bemerkte Regierungsrätin
Herzog, dass die Auswirkungen wohl
nicht so gross seien, wenn es gelinge,
das neue Budget möglichst rasch zu
beschliessen, was das Ziel sei. Es werde
eher zu Aufschüben kommen als zu
Sistierungen von Vorhaben. Unterhalts-
arbeiten an staatlichen Liegenschaften
zum Beispiel müssten aufgeschoben
werden, bis das neue Budget genehmigt
sei. Herzog und auch ihr Regierungs-
kollege Lukas Engelberger bedauerten,
dass das Projekt Café Balances sistiert
werden müsse.

Die Chefinnen.� Dominique König (links) und Elisabeth Ackermann posieren nach der Wahl für die Fotografen.  Foto Lucian Hunziker

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus


